
) dem Revisionskläger

Aktenzeichen: '_> 5'I m N a m e n d e s V o l k e s

é.._BY.- 14.5151 ä
% In Sachen }

Zugestellt
' .'ä Beklagten und Revisionsklägers,

am 260 Februar 1965, 1 '

dem Revisionsbeklagteh ä*‘ ' ,
1

am 240 Februar 1965
_

% gegen " —

»
1

Kläger und Revisionsbeklagten,

. 1
l

_
1

‚
hat der 8° Senat des Bundessozialgerichts in seiner

Sitzung am 21° Januar 1965 mit Einverständnis der

Beteiligten gemäß @@l65, 153 Abs° l, 124 Abs° 2

SGG ohne mündliche Verhandlung unter Mitwirkung von
'-52. -‚ ‚

}

Senatspräsident S t e n g e 1

_ „
als Vorsitzendem, }

‘ ;
Bundesrichter Dr. N e u h a u s und

Bundesrichter V P e t e r s e n

als weiteren Berufsrichtern,

Bundessozialrichter R e i n k 6 s t e r und

Bundessozialrichter F r e i g a n g

als ehrenamtlichen Richtern,

für Recht erkannt:
‘

Auf die Revision des Beklagten wird das Urteil des

Landessozialgerichts Nordrhein—Westfalen in Essen

vom 3„ Juni 1964 abgeändert und die Berufung des

Klägers gegen das Urteil des Sozialgerichts Det-

mold vom 240 Juli 1962 als unbegründet zurückge—

wieseno

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.

Von Rechts wegen.

(
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G r ü n d e
w———....--—-;w‚-..——

Der Kläger war von September 1940 bis November 1944 mit Un—

terbrechung Soldat und beantragte im Mai 1947, ihm wegen

einer linksseitigen Hüftgelenksdeformierung, die er auf

einen Sturz von der Protze bei der Artillerieausbildung zu—

rückführte, Versorgung zu gewähren° Nach ärztlicher Unter—

suchung und Begutachtung am 26° November 1948 erkannte die

Landesversieherungsanstalt (LVA) Westfalen, Rentenabteilung

Bielefeld, mit Bescheid vom 20 Januar 1949 beim Kläger

"Bewegungseinschränkung im linken Hüftgelenk“ als infolge

militärischen Dienstes entstandene Gesundheitsschädigung

nach den Vorschriften der Sozialversicherungsdirektive
_

Nr° 27 (SVD 27) an und gewährte ihm vom 1° August 1947 an.
eine Rente nach einer Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdB)

um 40 VOH° . Im Umanerkennungsbescheid nach dem Bundesver—

sorgungsgesetz (BVG) vom 7° August 1951 wurden Leidensbe—

zeichnung und Grad der MdB übernommen° Ein schon vor Ertei—

lung des Umanerkennungsbescheides am 7° Februar 1951 ge—

stellter Verschlimmerungsantrag des Klägers wurde nach ärzt-

licher Untersuchung und Begutachtung mit bindend gewordenem

i3‘
‘4
}

Bescheid vom 21° Januar 1952 abgelehnt„
_ %

Im Anschluß an eine von der deutschen Dienststelle in Berlin-

Wittenau eingeholte Auskunft vom 17° September 1957 und an
eine versorgungsärztliche Stellungnahme vom 28. Januar 1959

erteilte das Versorgungsamt (VersorgA) Bielefeld den auf
@ 41 des Gesetzes über das Verwaltungsverfahren der Kriegs—

opferversorgung (VeerG) gestützten Berichtigungsbescheid

vom 16° Februar 1959, mit dem der SVD—Bescheid vom 2° Januar

1949 und der Umanerkennungsbescheid nach dem BVG vom
7° August 1951 abgeändert wurden; es wurde festgestellt,

daß die "Bewegungseinschränkung im linken Hüftgelenk" durch

militärischen Dienst im Sinne des 5 4 SVD 27 und schädigen—

de Einwirkungen im Sinne des @ 1 BVG weder hervorgerufen

?

——>-
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noch richtunggebend, sondern nur einmalig, nicht richtung—

gebend, verschlimmert worden sei; durch diesen Ver—

sehlimmerungsanteil werde_die Erwerbsfähigkeit des Klägers

nur um 20 VOH„ gemindert‚ Die laufenden Rentenbezüge wur—

den mit Ablauf des Monats März 1959 eingestellt. Der Wider-

spruch des Klägers wurde mit Widerspruchsbescheid vom

8° Dezember 1959 zurückgewiesen,

Im Klageverfahren hat das Sozialgericht (SG) Detmold ein

Gutachten des Chirurgen Dr° H;ni■;ssz:_in Paderborn (vom

18° Mai 1961) eingeholt, der nach sorgfältiger Unter—

suchung und Befunderhebung zu dem Ergebnis gekommen ist,

daß der dem Kläger nach der SVD 27 erteilte Bescheid vom
2° Januar 1949 ohne Zweifel unrichtig gewesen sei, da es
sich bei dem Leiden des Klägers eindeutig um den Folgezu—

stand nach einer in der Jugend durchgemachten Perthes'schen

Erkrankung handele; selbst eine Verschlimmerung durch den

Unfall im Jahre 1940 — als Gelegenheitsursache — könne mit

absoluter Sicherheit ausgeschlossen werden. Das SG hat

daraufhin die Klage mit Urteil vom 24. Juli 1962 abge—

wiesen,

Im Berufungsverfahren hat das Landessozialgericht (LSG)

Nordrhein-Westfalen in Essen mit Urteil vom 5. Juni 1964

das Urteil des SG abgeändert und den Berichtigungsbescheid

vom 16. Februar 1959 sowie den Widerspruchsbescheid vom
8. Dezember 1959 aufgehoben, soweit nicht der Bescheid

vom 2„ Januar 1949 mit Wirkung vom 1. April 1955 an be-

richtigt worden ist; im übrigen hat es die Berufung zu—
rückgewiesen. Das LSG hat ausgeführt: Nach den medizinisch-
wissenschaftlichen Erkenntnissen und insbesondere der über—

zeugenden Beurteilung des Dr° Hg:::::::: handele es sich

bei den krankhaften Veränderungen im Hüftgelenk des Klä-

gers einwandfrei um die Folge einer in der Jugend durch—
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gemachten Perthes'schen Erkrankung, so daß eine schädigen—

de Wirkung des Unfalls im Jahre 1940 ausgeschlossen wer—

den müsse° Der Bescheid vom 2° Januar 1949 sei deshalb

tatsächlich zweifelsfrei unrichtig gewesen° Da damit aber

die tatsächlichen Voraussetzungen des 5 4 der SVD 27 nicht

gegeben gewesen seien, sei der Bescheid auch rechtlich

zweifelsfrei unrichtig gewesen, so daß er nach @ 41 VeerG

habe berichtigt werden können° Dieser Berichtigung durch

die Versorgungsbehörde komme Wirkung jedoch nur für die

Zeit vom 1° April 1955 an zu° Für die Zeit vor dem Inkraft—

treten des VeerG könne sie nicht wirken, auch nicht nach

den für die Zeit vor dem lo April 1955 geltenden Grund—

sätzen des allgemeinen Verwaltungsrechts; denn bei Anwen—

dung dieser Grundsätze müsse dem Vertrauen des Klägers auf

den Bestand des Bescheides vom 2“ Januar 1949 der Vorzug

gegenüber dem öffentlichen Interesse an einer Aufhebung

des Bescheides für die Zeit vor dem 1° April 1955 gegeben

werden° Die Bescheide vom 16° Februar 1959 und 8° Dezem—

ber 1959 seien mithin rechtswidrig, soweit mit ihnen der

Aufhebung des Bescheides vom 2, Januar 1949 Rückwirkung

für die Zeit vor dem 1° April 1955 beigelegt werden sei°

Darüber hinaus seien die angefochtenen Bescheide auch in—

soweit rechtswidrig, als mit ihnen der Umanerkennungsbe—

scheid vom 70 August 1951 aufgehoben werden sei, Zwar sei

auch dieser im Zeitpunkt seines Erlasses zweifelsfrei tat—

sächlich unrichtig gewesen; die Tatsache aber, daß der SVD—

Bescheidvom2„ Januar 1949nur für die Zeit nach dem.
1° April 1955 habe aufgehoben werden können, stehe der An—
nahme entgegen, daß der Umanerkennungsbescheid auch recht—

lich unrichtig gewesen sei° Denn der Bescheid vom 2° Ja—

nuar 1949 sei am 7, August 1951, dem Zeitpunkt des Erlas—

ses des Umanerkennungsbescheides, noch wirksam und ver—

bindlich gewesen und habe eine Entscheidung nach bisherigen
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versorgungsrechtlichen Vorschriften im Sinne des 5 85 BVG

dargestellt, so daß die Frage der Anerkennung des Ursachen—

zusammenhangs auch nach dem BVG rechtsverbindlich gewesen

sei° Der Umanerkennungsbescheid vom 7„ August 1951 sei des—

halb rechtlich nicht zu beanstanden,weil die auf Grund
der SVB 27 getroffene verbindliche Entscheidung ü„er die

Zusammenhangsfrage der Bewegungseinschränkung im linken

Hüftgelenk mit dem militärischen Dienst gemäß 5 85 BVG in
diesen Umanerkennungsbeecheid habe übernommen werden müs—

sen, Das LSG hat die Revision zugelassen.

Gegen dieses ihm am 6° August 1964 zugestellte Urteil des

LSG hat der Beklagte mit Schriftsatz vom 18" August 1964,

eingegangen beim Bundessozialgericht (BSG) am 20° August

1964, Revision eingelegt und diese mit seinem weiteren

Schriftsatz vom 29" September 1964, eingegangen am 2° Ok—

tober 1964, begründet, Er rügt hauptsächlich die Verletzung

des © 41 VeerG und des 5 85 BVG und trägt dazu vor, keine
dieser Vorschriften habe daran gehindert, die Anerkennung

der Bewegungseinschränku■g im linken Hüftgelenk im Sinne

der Entstehung im Umanerkennungsbescheid vom 7° August

1951 als rechtlich unrichtig anzusehen, Das gelte selbst

dann, wenn man wie das Berufungsgericht davon ausgehe,

daß der SVD—Bescheid vom 20 Januar 1949 erst mit Wirkung

vom 1, April 1955 an habe berichtigt werden können; denn an
der tatsächlichen und rechtlichen Unrichtigkeit dieses Be—

seheides andere die zeitliche Beschränkung nich-ts° Wie die—

ser müsse aber deshalb auch der Umanerkennungsbescheid

rechtlich unriehtig sein; denn schließlich sei mit seiner

Erteilung lediglich die Vorschrift des @85 BVGbefolgt
worden, ohne daß eine neue materielle Sachentscheidung

getroffen werden sei° Der Inhalt des @85 BVG erschöpfe
sich im Hinblick auf eine Berichtigung darin, "daß der Um—

anercennungsbescheid nicht ohne den vorausgegangenen Be—

scheid nach früheren Recht berichtigt werden könne, undv

_ 6 _
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daß die Berichtigung des Umanerkennungsbescheides zeitlich

nicht weiter zurückwirke als die Berichtigung des nach

früherem Recht erteilten Bescheides"„ Nach allem sei ohne

Bedeutung, daß der — tatsächlich und rechtlich unrichtige —
Bescheid vom 2° Januar 1949 im Zeitpunkt der Erteilung des

Umanerkennungsbescheides noch wirksam gewesen sei° Im übri—

gen, so'trägt der Beklagte weiter vor, bestünden auch recht—

liche Bedenken gegen die Auffassung des LSG, daß dem strei—

tigen Berichtigungsbescheid vom 16° Februar 1959 keine Rück—

wirkung für die Zeit vor dem l° April 1955 beigelegt wer-
den könne, auch wenn dem nach der von ihm (dem Beklagten)

vertretenen Rechtsauffassung keine Bedeutung zukomme, da

ja eine Rückforderung nicht geltend gemacht werden sei und

deshalb eine Rücknahme ex nunc genüge° Der Beklagte rügt

deshalb — nur vorsorglich — noch die falsche Anwendung der

Grundsätze des allgemeinen Verwaltungsrechts und der Nr. 26

der Sozialversicherungsanordnung Nr° ll (SVA ll) in Ver—

bindung mit 5 128 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG)„

Der Beklagte beantragt,

das Urteil des LSG Nordrhein—Westfalen in

Essen vom 5. Juni 1964 abzuändcrn und die

Berufung des Klägers gegen das Urteil des

SG Detmold vom 24° Juli 1962 zurückzu—

weisen°

Der Kläger beantragt,

die Revision zurückzuweisen°

Er hält das angefochtene Urteil für zutreffend°

Auf den Schriftsatz des Beklagten vom 29° September 1964

sowie auf den des Klägers vom 5° November 1964 wird ver-
wiesen°
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Die Beteiligten haben sich nach 59 165, 153 Abs° l, 124

Abs° 2 SGG mit einer Entscheidung durch Urteil ohne münd—

liche Verhandlung einverstanden erklärt„

Die durch Zulassung statthafte Revision des Beklagten

(@ 162 Abs° 1 Nr. 1 SGG) ist form— und fristgerecht ein-

gelegt und begründet worden (@ 164 SGG); sie ist daher

zulässig„ Die Revision ist auch begründet.

Dabei bedurfte es keiner Prüfung und Entscheidung durch den

erkennenden Senat, ob die — im übrigen nur vorsorglich

erhobenen — Rügen des Beklagten durchgreifcn, die Grund—

sätze des allgemeinen Verwaltungsrechts, die Nr. 26 der

SVA 11 und in Verbindung damit der 5 128 Abs° 1 SGG seien

verletzt° Denn diese Rügen dienen — auch nach dem Vorbrin—

gen des Beklagten — lediglich dem Ziel, abweichend von der

Entscheidung des Berufungsgerichts gegebenenfalls die Ab—

änderung des SVD—Bescheides vom 2° Januar 1949 schon von

einem früheren, vor dem 10 April 1955 liegenden Zeitpunkt

an darzutun° Dessen bedarf es jedoch nicht° Denn die Revi—

sion muß auch Erfolg haben, wenn von der Rechtsauffassung

des LSG ausgegangen wird, daß die Berichtigung des SVD—

Bescheides vom 2„ Januar 1949 durch den Bescheid vom 16.

Februar 1959 erst vom 1° April 1955 an, dem Tage des In—

krafttretens des VeerG, wirksam geworden ist„ Das gilt um

so mehr, als der Beklagte nach seinem eigenen Vorbringen

eine Rückforderung im Zusammenhang mit dem Berichtigungs—

bescheid weder geltend gemacht hat noch geltend macht und

er sich mit der Aufhebung der berichtigten Bescheide vom
2° Januar 1949 und 7° August 1951 ex nunc begnügt°

Nach dem dargestellten Sachverhalt hat der Beklagte. den

SVD—Bescheid vom 2. Januar 1949 und_den Umancrkennungsbe—

scheid nach dem BVG vom 70 August 1951 durch den angefoch-

tenen Berichtigungsbescheid vom 16. Februar 1959 nach
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@41 VeerG insoweit abgeändert, als in ihnen die "Bewe—l

gungseinschränkung im linken Hüftgelenk" des Klägers als

durch militärischen Dienst im Sinne des 5 4 SVD 27 und,

schädigende Einwirkungen im Sinne des 5 1 BVG entstanden

anerkannt und dafür eine.Rente nach einer MdB um 40 VOH,

bewilligt worden ist; das Schädigungsleiden sei durch den

militärischen Dienst bzw° durch schädigende Einwirkungen

nur einmalig, nicht richtunggebend, verschlimmert worden,

die MdB wegen dieses Versehlimmerungsanteils betrage nur

20 VOH, ,

Nach 5 41 VeerG können Bescheide über Rechtsansprüche zu—

ungunsten des Versorgungsberechtigten von der zuständigen

Verwaltungsbehörde durch einen neuen Bescheid (Berichti—

gungsbescheid) geändert oder aufgehoben werden, wenn ihre

tatsächliche und rechtliche Unrichtigkeit im Zeitpunkt ihres

Erlasses außer Zweifel steht, Dabei setzt die Rücknahme

eines Bescheides nach dieser Vorschrift nach der ständigen

Rechtsprechung des BSG (BSG 8, 198) sowohl die tatsächliche

als auch die rechtliche Unrichtigkeit des abgeänderten oder

aufgehobenen Bescheides voraus. Von dieser Rechtsauffassung

ist auch das Berufungsgericht zutreffend ausgegangen° Es

hat ebenso zutreffend ausgeführt, daß die Versorgungsbehör—

de einen allein auf @ 41 VeerG gestützten Bescheid nur mit

Wirkung für die Zeit nach dem 51. März 1955 abändern oder

zurücknehmen kann, da das VeerG erst am
1, April 1955 in

Kraft getreten ist° Danach gilt folgendes: Die Abänderung

oder Rücknahme eines Bescheides nach @ 41 VeerG wirkt

grundsätzlich auf den Zeitpunkt zurück, an dem der rechts—'

widrige Bescheid erlassen worden ist, jedoch nicht auf die

Zeit vor dem Inkrafttreten des VeerG am 1, April 1955

(vgi, BSG im SozR SGGVeerG @41 Nr, 9)° Das bedeutet
allerdings nicht auch, daß von der Versorgungsbehörde nur

Bescheide geändert oder zurückgenommen werden könnten, die
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erst nach dem 31° März 1955 ergangen sind° Die Versorgungs—

behörde kann vielmehr auch vor dem 1„ April 1955 erlassene

Bescheide nach dem 1. April 1955 mit einem Berichtigungs-

bescheid gemäß 5 41 VeerG abändern oder zurüeknehmen mit

der Folge, daß diese Abänderung oder Rücknahme bis auf den

1° April 1955 zurückwirkt. Dem hat im vorliegenden Falle

auch der Beklagte Rechnung getragen, indem er die Abände—

rung der Bescheide vom 2. Januar 1949 und 7. August 1951

erst vom Ablauf des Monats März 1959 an (Einstellung der

laufenden Rentenzahlungen an den Kläger nach einer MdB um

40 V‚H‚ zu Ende März 1959) hat wirksam werden lassen. Nach
allem konnten vorliegend die Bescheide vom 2‚ Januar 1949

(nach der SVD 27) und 7° August 1951 (nach dem BVG) mit

Wirkung vom 1. April 1955 an nach 5 41 VeerG zuungunsten

des Klägers dann abgeändert oder zurückgenommen werden,

wenn die Voraussetzungen dieser Vorschrift, nämlich die

tatsächliche und rechtliche Unrichtigkeit im Zeitpunkt ih—

res Erlasses, vorlagen°

Das Berufungsgericht hat im angefochtenen Urteil, gestützt

auf die aus dem Gutachten des Dr° HoutermanS vom 18° Mai

1961 (mit den diesem Gutachten zugrunde liegenden Befun-

den) gewonnenen medizinischen Erkenntnisse, in freier

richterlieher Beweiswürdigung (@ 128 Abs. 1 SGG) und un—
angegriffen (@ 165 sec) festgestellt, daß die Bescheide
vom 2° Januar 1949 und 7° August 1951 in tatsächlicher Hin—

sicht außer Zweifel unrichtig gewesen sind, da im Zeitpunkt
ihres Brlasses die beim Kläger bestehende "Bewegungsein—

sehränkung im linken Hüftgelenk" als Folge einer in der

Jugend durchgemaehten Perthes'schem Erkrankung nicht als

durch militärischen Dienst im Sinne des @ 4 SVD 27 und
sehädigende Einwirkungen im Sinne des 5 1 BVG hervorgeru—

fen oder richtunggebend versehlimmert anzusehen war.. Damit

ist mit dem LSG davon auszugehen (@ 163 SGG), daß die Beschei-
dc vom 2° Januar 1949 und 7° August 1951 im Zeitpunkt ihres
Erlasses in tatsächlicher Hinsicht unrichtig gewesen sind.

- 10 _
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Darüber hinaus ist auch nicht zu beanstanden, wenn das LSG

— wiederum unangegriffen — festgestellt hat, daß der Be—

scheid vom 2° Januar 1949 auch rechtlich unrichtig gewesen

ist° Denn beim Erlaß dieses Bescheides ist die Verwaltungs—

behörde hinsichtlich der Anerkennung der "Bewegungsein—

schränkung im linken Hüftgelenk" als infolge militärischen

Dienstes entstanden von falschen tatsächlichen Voraus—

setzungen ausgegangen; damit hat sie gleichzeitig das Ge—

setz (SVD 27) unrichtig angewandt, weil sie zu Unrecht die

"Bewegungseinschränkung im linken Hüftgelenk" als durch den

militärischen Dienst im Sinne der SVD 27 entstanden aner—

kannt und dafür Rente nach einer MdB um 40 VOH° gewährt hat

(vgi° BSG10, 72, 75)° Das LSGhat somit auf Grund des von
ihm festgestellten Sachverhalts mit Recht ausgesprochen,

daß der Berichtigungsbescheid vom 16. Februar 1959 insoweit

rechtmäßig ist, als darin ausgeführt ist, bereits zur Zeit

des Erlasses des Bescheides vom ?, Januar 1949 sei außer

Zweifel die darin ausgesprochene Anerkennung der "Bewegungs—

einschränkung im linken Hüftgelenk" als durch militärischen

Dienst entstanden tatsächlich und rechtlich unrichtig ge-

wesen° Die Abänderung dieses Bescheides mit Wirkung vom

1, April 1955 an ist daher nach 5 41 VeerG zu Recht er—
folgt°

Wie bereits dargelegt, ist nach den Feststellungen des LSG

auch außer Zweifel, daß der Umancrkennungsbescheid nach dem

BVG vom 7" August 1951 in tatsächlicher Hinsicht im Zeit-

punkt seines Erlasses ebenfalls unrichtig gewesen ist" Da—

bei.trifft jedoch die Auffassung des LSG nicht zu, die Vor?

aussetzung auch der rechtlichen Unrichtigkeit dieses Be—

scheides sei deshalb nicht gegeben, weil der Bescheid im

Zeitpunkt seines Erlasses am 7„ August 1951 nach 5 85 BVG

habe ergehen müssen und somit in rechtlicher Hinsicht über—

haupt nicht unrichtig gewesen sein könne, Das LSG verkennt

nämlich hierbei, daß die rechtliche Unrichtigkeit dieses
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Bescheides im Sinne des 5 41 VeerG darin liegt, daß die

Versorgungsbehörde auf Grund falscher tatsächlicher Vor;

aussetzungen den 5 1 BVG unrichtig angewandt hat° Das aber

konnte nur geschehen, weil die Versorgungsbehörde beim

Erlaß des Umanerkennungsbescheides noch davon ausgehen

mußte, die "Bewegungseinschränkung im linken Hüftgelenk"

sei im Bescheid vom 2° Januar 1949 rechtmäßig als durch

den militärischen Dienst entstanden anerkannt worden,

und weil sie sich infolgedessen nach @ 85 BVG an die in

diesem Bescheid getroffene Entscheidung über den Ursachen—

zusammenhang der anerkannten Gesundheitsstörung mit einer

Schädigung im Sinne des 5 1 BVG im Sinne der Entstehung
gebunden hielt° Der 5 85 BVG hat aber lediglich die recht—‘

liche Bedeutung, daß eine Entscheidung nach bisherigen ver—

sorgungsrechtlichen Vorschriften über den ursächlichen Zu—

sammenhang einer Gesundheitsstörung mit einem schädigenden

Vorgang auch für die entsprechende Entscheidung nach dem

BVG rechtsverbindlieh ist; er betrifft somit nur die nach

dem BVG zu erteilende Entscheidung und bestimmt, wie der

ursächliche Zusammenhang einer Gesundheitsstörung mit ei—

ner Schädigung im Sinne des 9 1 BVG zu beurteilen ist,
wenn über diese Frage bereits nach bisherigem Versorgungs—

recht entschieden worden ist° Dagegen beeinflußt 5'85 BVG
nicht die Wirksamkeit anderer gesetzlicher Vorschriften,
durch die eine nach bisherigen versorgungsrechtlichen Vor—

schriften ergangene Entscheidung abgeändert oder zurück—
genommen werden kann (vgl° Urteil des 10° Senats des BSG

—SozRVeerG @41 Nr° 24 —)°Dadurchalso, daßder Be—
scheid vom 2° Januar 1949 nach @ 41 VeerG wie dargelegt
abgeändert worden ist, entfällt auch dessen Wirkung gemäß
@ 85 BVG, ohne daß hierbei von rechtlicher Bedeutung ist,

daß die Entscheidung nach bisherigen Versorgungsrecht

— hier der Bescheid vom 2° Januar 1949 — erst nach Erlaß
des Bescheides nach dem BVG vom 70 August 1951 durch den
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Berichtigungsbescheid vom 16° Februar 1959 abgeändert
wor—

den ist,—Wie das BSG bereits in seinem Urteil vom 190 Sep—
tember 1958 — 9 RV 168/55

— ausgeführt hat, verleiht @ 85

BVG dem Beschädigten nicht größere Rechte, als er nach bis—

herigem Versorgungsrecht besessen hat, Obwohl also der Be—

scheid vom 7° August 1951 bindend geworden war, konnte er
danach beim Vorliegen der Voraussetzungen des 5 41 VeerG

abgeändert oder zurückgenommen werden° Die Wirkung des

@ 85 BVG ist durch die zutreffende Abänderung des Beschei-

des vom 2, Januar 1949 beseitigt werden° Deshalb ist vom
Zeitpunkt der Aufhebung dieses Bescheides an auch der Be—

scheid vom 7° August 1951 in rechtlicher Hinsicht unrieh—

tig geworden° Denn die Wirkung, die @ 85 BVG hinsichtlich

der Frage des ursäehlichen Zusammenhangs Bescheiden nach

bisherigem Versorgungsrecht beilegt, kann nicht stärker

sein als die Wirkung des nach bisherigen versorgungsrecht—

lichen Vorschriften ergangenen Bescheides selbst, der wegen
tatsächlicher und rechtlicher Unrichtigkeit zutreffend nach

5 41 VeerG durch den Bescheid vom 16° Februar 1959 abge—
ändert worden ist, © 41 VeerG kann danach auch bei solchen

Bescheiden angewandt werden, bei denen eine vorhandene Ge—

sundheitsstörung nach @ 85 BVG weiterhin als Schädigunge—

folge im Sinne des BVG anerkannt ist, wenn — wie im vor—

liegenden Falle — der nach bisherigen versorgungsrecht—

lichen Vorschriften ergangene Bescheid mit Recht abgeändert
worden ist, Die Abänderung des Bescheides vom 7° August

1951 durch die Versorgungsbehörde ist somit, soweit darin

”Bewegungseinschränkung im linken Hüftgelenk" als Schädi-

gungsfolge im Sinne der Entstehung anerkannt werden ist,

durch den Berichtigungsbescheid von 16° Februar 1959 mit
Wirkung für die Zukunft nicht zu beanstandeno

N‘ach alledem ist die Revision des Beklagten begründet, Das

Urteil des Berufungsgerichts mußte deshalb abgeändert und
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die Berufung des Klägers gegen das Urteil des SG als un—

begründet zurückgewiesen werden,

Die Koétenentscheidung beruht auf 5 193 Abs„ 1 sec;°
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